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Wien ,amFreitag ,den14 .März1930

WIENERLANDTAG
Sitzung vom11 .März1930

PräsidentDr .Dannebergeröffnetum16130Uhrdie Sitzung .Eswirdzu¬
nächst die WahlvonneunMitgliedernder Kommissionzur VorberatungdesGesetz¬
entwurfesüberdieStrassenpolizeiimBundeslandWien,soweitsie sichnicht
auf Bundesstrassenbezieht ,vorgenommen.In die Kommissionwerdenentsendetdie
Abg .Bermann ,Dr .Danneberg ,Linder ,Hichter ,Wagner ,Weigl( Sczialdemokraten )und

Dr .Gschladt ,Dr .KolassaundStöger(Einheitsliste).
St. . LinderberichtetüberdieGesetzesvorlagebetreffenddieAbän¬

derungdesWienerTheatergesetzes.DieAenderungenergebensichausderVerfas¬
sungsnovellevon1929,inder bestimmtwird ,dass die landesgesetzlichenBestim¬
mungen in den Angelegenheiten des Theater -und Kinowesens ,sowie der öffentli¬

chenSchaus. ellungen ,DarbietungenundBelustigungenfür denörtlichenWirkungs-¬
bereichvonPolizeibehördendiesenBehördenwenigstenddieUeberwachungder
Veranstaltungen,soweitsie sich nicht auf betriebstechnische ,bau - oderfeuer¬
polizeilicheRücksichtenerstreckt ,zuübertragenhaben.DieAenderungenwurden
imEinvernehmenmitdemBundeskanzleramtundderBundespolizeidirektionin
der Verlageaufgenommen.

Abg.Dr.Kolassa( . .)erklärt,dassmanimallgemeinenmitdenBestimmungendesEntwurfeseinverstandenseinkönne.Trotzdemergebensichabernoch
einigeAenderungen,derenAufnahmeimGesetzwünschenswertwäre . Diegewünsch¬
tenAenderungensindinfolgendendreiAnträgendesAbg.Kclassaniedergelegt.
EinAntragverlangt ,dassder BundespolizeiimKenzessionswesenauchhinsicht¬
lich des Stellvertreters ,Geschäftsführersoder Pächters das Vetorechteinge¬

räumtwerdensoll .EinzweiterAntraggehtdahin ,Personen,dieerheblicheRuhe¬
störungen verschuldet haben ,den Besuchvon Veranstaltungen entweder ganzoder
für eine bestimmteZeit zu verbicten .Imdritten AntragverlangtderRedner,
dass die Bundespolizeidirektion auch vor einer Zurücknahmeeiner Kenzession
gehört werden soll .( Beifall ) .

Abg .Dr .Wagner ( . . )erklärt ,dass die Minderheit immer auf dem

Standpunktgestandensci ,dassdasWienerTheatergesetzdesJahres1928verfas¬
sungswidrig war ,da bei der Schöpfung des Gosctzes politische Motive imVonder¬

grundgestandensind ,Nunmehrerhält die Polizeiauf demGebictedesTheater¬
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undKincwesnnsdieselbenKempetenzendiesiefrüherhatte .DieHandhabungdes
Gesttzeswirdnunerheblichreibungsleservorsichgehen.DaseitdemIn¬
krafttretendeserstenTheatergesetzesdieKlagenüberUebergriffederUeber¬
wachungsorganedesLandesWiennichtverstummtsind. Esistbegrüssenswert,
dassnunmehrderZustandeintritt ,dasseinsowichtigesGebietvondenBehör¬
deninEintrachtverwaltetwird. ErbeantragtschliesslicheineformaleAen¬
derungderAufzählungderSportveranstaltungen.(Beifall ).

In seinemSchlusswørtestellt der Bcrichterstatter fest ,dassauch
weiterhinzwischendemMagistratundderBundespolizeidircktioneinständi¬
gesEinvernchmenherrschenwird .ImUebrigensprichtsichSt. . LindergegendieMinderheitsanträgeaus .

DasGesetzwirdunterAblchnungdergestelltenAbänderungsanträge
in ersterundzweiterLesungangenommen.

St. . LinderreferiertüberdieNevellezumWienerKincgesctzund
hebtherver ,dassauchdieseNevelledurchdieVerfassungsnovellevomJahre
1929notwendiggewerdenist .DieAenderungendiebeschlossenwerdensellen ,sin
auchbeidiesemGesetzdasErgebnisderimBundeskanzleramtstattgefundenen
BeratungenundzwarbezichensiesichauchhieraufdieKincaufsicht.Diefeu¬
erpolizeilicheundbaupolizeilicheAufsichtobliegtauchweiterhindemMagis¬
trat . EswurdenaucheineReiheErleichterungengeschaffen.ZumBeispielfür
KincaufführungenimFreien .DieTonfilmewerdenin dasGesctzeinbezogen.Der
Polizeiist ebensowieimTheatergesetzderVerleihungderKonzessienundbem
UeberprüfungvenVerlässlichkeitdenPersoneneinVetorechteingeräumt.

Abg .Dr .Kolassa( . . )stollt zu dieserNovolleAnträgekonformder
von ihmzumTheatergesetz gestellten Anträge .

Abg.Stöger( . . )bemerkt,eineAonderungdesKinogesctzesistdes
halbaussererdentlichnotwendig,dadiesesGesetzandir dunkelstenZeitendes
Umsturzeserinnern .DievungeschlagenenAenderungensindleiderunzulänglich .
DasGesetzist ja geradezuderlegalisierteTerrorgegendie Kincbesitzer ,ge¬
gendie KinoangestelltenundgegendenüberwiegendenTeil derBevölkerung
dienichtderMeinungist ,dassdieRovolutionin Flussbleibenmussunddass
die Nacktkulturein Kulturfortschrittist . Abg.Stögersichinsbesondere
gegendie Aufrechterhaltungder Bestimmungüber die zeitlicheBeschränkung
derKonzessionen,waszurFolgehat ,dassdieKincbesitzerdauerndunterdie
Abhängigkeitdes Magistratesgestellt werden .InsbesonderewäreeincAbän¬
derungder§ 5 ,8 und13notwondig,diedenTerrergesetzlichfestlegen ,dieses
nunmehralsdasLiebkinddesRathauses,sieUnienderKincangestelltendenKi¬
nebesitzerneinenVertragaufgezwungenhat ,wenachsich
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dieKinobesitzerverpflichten,nurAngehörigederUnionanzustellenund
falls sie andereAngestellteaufnchmen,währendderganzenDauerderAnstel¬
lungdenvollenLohnandieUnionzubezahlen(HörtHörtbeider . . )Das
scheitförmlichnacheinemAntiterrorgesctz(LebhafteZustimmungbeider. . )
DerRednerkritisiert sodanndieTäigkeitderFilmprüfstelle ,dielediglich
imInteressedersozialdemckratischenParteiwirksamsei undderenMitglie¬
derinderMehrheitfürdieNacktkulturwirken. EssollteeineFilmprüfstelle
fürWienundeinezweitefürdieLändergeschaffenundbeideeinerOberprüf¬
stelleunterstelltwerden.HiermüsstedurcheineDurchführungsverordnung
Wandelgeschaffenwerden.SonstmüsstedieBevölkerunghinsichtlichdesKi¬
noskandalsselbstWandelschaffen(LebhafterBeifallbeider. . )

NachdemSchlusswortdesSt . R.LinderwirddasGesetzunterAblch- ¬
nungderAbänderungsanträgedesAbg.Kolassain ersterundzweiterLesung

angenommen .

Abg.Erban( . . )stelltnamensdesImmunitätskollegiumsdenAntrag
demErsuchendesStrafbezirksgerichtesWienI umZustimmungzurVerfolgung
desAbg .SchienerwegenUebertretungdes§ 431St . G.stattzugeben.

Dieser Antrag wirdaggenommen .
WienerAbg .TäublerreferiertüberdenRechnungsabschlussdesFortbildungs¬

schulratesfür dasJahr1928undüberdenVoranschlagdesFortbildungs-¬
schulrates für 1930 . DerRechnungsabschlussschliesst mit einemGebarungs¬

überschussvonrund ' 6MillionenSchilling . DerVoranschlagfürdasJahr1930
rechnet mit Ausgaben von ' 8Millioner ,woven 55 Prozent von denGewerbe¬

treibendenund15 Prozentvonder Gemeindeaufzübringensind .
Abg .Panosch( . . )bemängelt ,dass der Referentdiese beidenwichti¬

gen Vorlagennur ganz oberflächlich behandelt hat .Es werdenrund 7Millionen
Schillingbeansprucht ,die zumgrösstenTeildie Gewerbetreibendenaufbringen
müssen . Dieseempfinden diese Belastung schr drückend .Gewiss wirdniemand
Beiträgefür eine gutegeworblicheAusbildungder Jugendverweigern .Esist
aberauchzuuntersuchen,obdieGewerbetreibendendiesehohenBeiträgeleis¬
ten können - Wirhabenwiederholtdarauf vorwiesen ,dass die Umlagenvielzu

hochsind .DasSchulwesenwürdegarnichtleiden ,wenndieUmlagenermässigt
werden .Der Fortbüldungsschulrat verfügt bereits über einen Netvorrat von
rund 2 Millionen und über einen Baufondsvon rund ' 5MillionenSchilling .

DassindGelder ,die denGewerbetreibendenunnötigerWeiseabgencmmenworden
sind .Auchwir habengegenden Baueiner dritten Fortbildungsschulenichts
einzuwendch ,da sich die beiden bestehendenSchulenüberall sehenlassen
können .AberauseinerausgeblutetenWirtschaft ,ausGewerbetreibenden ,die
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buchstäblichamHungertuchnagen,dürfensolchegewaltigeSummennichtheraus¬geholtwerden.DieGewerbetreibendenhabenauchimFortbildungsschulratkeine
Kontrolle.MangehtüberdieGewerbetreibendeneinfachhinweg.VieleAngelegen¬
heitenwerdengarnichtindieSitzunggebracht,sondernpräsidialerledigt.
Soistesvorgekcmmen,dassaufderTagesordnungeinerSitzungnurneunRefe¬
ratestanden,während77BräsidialeErledigungenangeführtwaren.Manhatjetzt
82LehrerabgebautunddiesmitdemRückgangderSchülerzahlbegründet.Es
istrichtig,dassseit1926dieZahlderFortbildungsschülervonrund32.000
aufrund27. 300unddieZahlderKlassenvon1084auf1004gesunkenist.Aber
inderselbenZeit,inderman82Lehrerabgefertigthat,wurdendemVerwaltungs-¬
ausschuss22VormerkungenfürLehrerstellenunterbreittt.DasisteineFoppe¬
rei . MansolltedieAnstellungensperrenundwenneineLehrkraftgebraucht
wird ,dieseStelleausschreiben. DerMinderheitfehltauchjedeKontrolle
überdieVerwendungderSchulzimmer.Eswurdegarnichtabgeleugnet,dasssie
fürreinparteipolitischeZweckeverwendetwerden.IndenneuenFortbildungs-¬
schulgebäudesindauchPrivatwohnungenundeswäreinteressantfestzustellen,
wersiebeschlossen,anwensievermictetsindundwelcheMictebezahltwird.
DerFortbildungsschulrathatwohlandieSchulleitungeneinenErlasshinaus¬
gegeben,werindasVerteilenvonDruckschriftenohneGenchmigungderDircktien
indenSchulenverbetenist .Trotzdemgeschichtdiesununterbrochen.Eswerden
sozialistischeMitteilungsblätterverbreitet ,derchInhaltabsolutnichtfür
dieDugendgeeignetist .DieGartenbauschuledesFortbildungsschulratesfordert
bbenfallszurKritikheraus.DortbefindetsicheineLehranstaltfürGarten¬
undObstbau,dieeinemgewissenEipeltauergehörtundwenndieLehrlinge
desFortbildungsschulratesausderSchuleaustreten ,dannkriegensieeinen
LehrbriefdesHerrnEipeltauer,derauchalsLehrerbeimFortbildungsschul¬
ratangestelltist,DieMinderheiterlangeerstdannKenntnisvondenmeisten
Dingenwennsie schonlängsterledigtsind .WirverlangeneineAonderungdes
Fortbildungsschulgesetzes ,durchdievorallemdemGewerbestanddiegebühren-¬
deVertretungimFortbildungsschulratgesichertwird .MitwalchemRechtder
GemeinderatdieZahlderVertreter,imgegenwärtigenUmfangfestgesetzthat,
ist unerfindlichundsolltedieseFrageeigentlichverfassungsmässigunter¬
süchtwerden.DieGewerbetreibendenhabenheutenurzuzahlen,abernichtden
geringsten Einfluss .( Beifall bei derMinderheit ) .

RednerbesprichtnundieBerufsberatungundanerkennt ,dassdasstäd¬
tischeBerufsberatungsamtgrosseVerdiensteerworbenhat .Esmüssteaberviel
mehrfürdiejungnnverkrüppeltenMenschengeschchen,dieofteinemGeworbe
zugeführtwerden,zudemsienichttaugen.DiestrifftoftbeiderUhrmacherei175
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Währendaberauf demGebicteder Krüppelfürsorgegar nichts geschicht ,werden
für die BcamtenneueTitel geschaffen .DieZuständeauf demGebietedesWiener
Fortbildungsschulwesenssindunhaltbarundwirverlangendringendstdieuns
schenwiederholtversprocheneNovellierungdesFortbildungsschulgesetzes . Wir
habenzu der VerwaltungkeinVertraucn ,weshalbwirdenVorlagennichtzustim¬
menkönnen .(Beifall ) .

Vizebgm. Hoss( . . )verweist zunächst auf die besöndereBedeutungder
thecretischen und praktischen Lehrlings - undLehrmädchenausbildung .Dazumüssen
jedcch auch die Meister herangezogen werden ,deren Anregungen gerade auf dem

Gebiete des Fortbidlungsschulwesens vonungcheuremWerte sind . Wennauchdie
Bestrebungen der Fortbildungsschule im Hinblick auf sportliche Veranstaltungen

und dergleichen sehr hegrüssenswertsind ,so sehr mussmanbedauern ,dassder
Zwecksolcher Veranstaltungen hauptsächlich der ist ,die jungen Leutepartei¬
mässig zu bearbeiten . Esist geradezu ein Verbrechen ,die Jugend in die Politik

zuhetzen .MitdiesemZustandmussendlicheinmalaufgeräumtwerden.DerRedner
kritisiert sodann ,dasstrotz desRückgangesderZahlderLehrlingevon40. 000
auf27. 000dasPräliminarefortlaufendsteigt . MitRücksichtaufdieungünsti¬
genwirtschaftlichenVerhältnisseist esäusserstnotwendig,dieAusgabenmög-¬
liahsteinzuschränkenunddieUmlagenfürdieGowerbetreibendenundfürdie
Industrieentsprechendherabzusetzen ,Dadie Fortbildungsschuleeinseitigund
parteimässiggeführtwird ,könnendie Verlagennicht unsereZustimmungfinden .

(Boifall ).
AufdieAusführungenderRednerderMinderheitantwortetderBericht-¬

erstatter ,dasseinstrengerAuftragbesteht ,dasspolitischeZeitungeninder
Schulenichtverteilt werdendürfen .Unrichtigist es auch ,dassPrivatpersonen
imSchulgebäudewohnen .DieStrafenkönnennicht als hochbezeichnetwerden,
dadieHöchststrafenur35Schillingbeträgt .Unrichtigist auch ,dassdieMeis¬
ter zur Mitarbeit nicht herangezigenwerden .DasGegenteildavonist wahrund
ein grosser Teil der in denletzten JahrendurchgeführtenReformist aufAnro¬
gungderMeisterzurückzuführenundwurdemitderentatkräftigstenMithilfe
durchgeführt.DieZusammensetzungdesFortbildungsschulratesgründetsichauf
dasFortbildungsschulgesctz.( Abg.Preyer( . . )Dasist auchTorrer ! )DerBe¬
richterstatter versichert sodann ,dass die Umlagen für das heurige Jahr eine

Herabsetzungerfahrenwerden .(Beifall ),
DiebeidenVorlagenwerdengenchmigt.
DieTagesordnungist erschöpftunddie Sitzungwirdum18 ' 45geschlos¬

sen .
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